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9. Gemeinderatssitzung 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am Donnerstag, den 16.03.2017 um 18.30 Uhr im Sitzungszimmer der Gemeinde 
Rosenau/Hp. über die öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Vizebgm. Maria Benedetter 
Daniela Auerbach 
Wolfgang Eibl 
Wolfgang Benedetter 
Ing. Anton Santner 
Matthias Immitzer 
Irmgard Gansterer 
Ing. Jürgen Steinbichler  
Leopoldine Sanglhuber 
Katharina Nachbagauer 
Marianne Schöngruber (Ersatzmitglied) 
Franziska Berger (Ersatzmitglied) 
 
entschuldigt: 
Matthias Berger 
Daniel Huemer 
 
erschienene Ersatzgemeinderäte: 
Marianne Schöngruber 
Franziska Berger 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: Alois Stummer 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene 
Gemeinderatssitzung. Er stellt fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle 
Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter Bekanntgabe der Tagesordnung nachweislich geladen 
wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit Tagesordnung am 03. März 2017 an der 
Gemeindeamtstafel kundgemacht. Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die 
Beschlussfähigkeit ist gegeben. Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift 
über die letzte Sitzung vom 14.12.2016 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im 
Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese 
Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  
Bevor er zur Tagesordnung übergeht, will er selbst einen Dringlichkeitsantrag einbringen und ersucht 
um dessen Behandlung unter Punkt Allfälliges am Ende der Tagesordnung. Er liest den 
Dringlichkeitsantrag vor. 
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Die Gemeinderatsmitglieder stimmen der Behandlung des Dringlichkeitsantrages unter Punkt 
Allfälliges per Handzeichen einstimmig zu. Danach geht der Vorsitzende auf die Tagesordnung über. 
 

T a g e s o r d n u n g 
1. Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Nachtragsvoranschlag 2016, Vorlage im 

Gemeinderat 

2. Antwortschreiben von Vizekanzler Dr. Reinhold Mitterlehner zum Resolutionsbeschluss gegen die 

Gewerbeordnungsnovelle, Vorlage im Gemeinderat 

3. Finanzierungsbestätigung zur Errichtung des Gehsteiges Baulos „GS RoHol-Neuwirth“, Beschlussfassung 

4. Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 07.03.2017, Vorlage im Gemeinderat 

5. RECHNUNGSABSCHLUSS 2016, Beratung und Beschlussfassung 

6. Finanzierungspläne der Direktion Inneres und Kommunales, Beschlussfassungen 

a) Kooperationsprojekt „Touristische Freizeiteinrichtungen Pyhrn Priel GmbH – Mountainbike-Trail-

Errichtung“ 

b) Schadensfall – „Bauhof Sektionaltor-Ersatzbeschaffung“ 

c) Orientierungs- und Leitsystem ROSENAU/Hp.“ 

d) Amtsgebäudesanierung (hoheitlicher Bereich) – Ausfinanzierung 

e) Gehsteigerweiterung 2. Etappe am östlichen Ortsende – Baulos (GS RoHol-Neuwirth)  

f) Ausfinanzierung des Darlehens für die Straßenbeleuchtungserweiterung im Jahr 2010 

7. Auftragsvergabe für die Ersatzbeschaffung des Sektionaltors für den Gemeindebauhof, Beschlussfassung 

8. Feuerwehrtarifordnung 2016, Beschlussfassung im Gemeinderat 

9. Abfallordnung vom 13.10.2016, Korrektur gemäß Verordnungsprüfung vom 09.02.2017, Beschlussfassung 

10. KEM (Klima- und Energiemodellregion) Weiterführung 2 Pyhrn-Priel, Beratung und Beschlussfassung 

11. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.25 (Widmung eines Wohngebäudes der Fam. Klinser Andreas von 

„Grünland“ in „bestehendes Wohngebäude im Grünland“, Stellungnahmen im Umwidmungsverfahren, 

Beschlussfassung gem. § 36 ROG 1994 
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12. Zeltverleihgebühren – Beschlussfassung über eine Erhöhung der Verleihgebühren 

13. Gemeindegrenzkorrekturen zur Nachbargemeinde Edlbach, Beschlussfassung der Verordnung des BEV vom 

23.02.2017 gem. § 7 Oö. GemO 1990 

14. Privatrechtliche Vereinbarung mit der Gemeinde Edlbach für die Anschlüsse Edlbacher Objekte an der 

Gemeindewasserversorgung Rosenau/Hp., Beschlussfassung 

15. Gesellschafterbeschluss der Touristischen Freizeiteinrichtungen Pyhrn-Priel GmbH zur 

Geschäftsführerbestellung und Firmenbucheintragung von DI (FH) Markus Mair, Beschlussfassung 

16. Berufung von Herrn Paulus Gruber gegen den Beseitigungsauftrag vom 07.12.2016 vom Bürgermeister für 

den Viehunterstand (Zl: Bau32/2016) – Beschlussfassung im Gemeinderat 

17. Pflicht zur Sicherstellung der Ordnungs- und Rechtsmäßigkeit der Bauverwaltung, Rundschreiben der 

Direktion Inneres und Kommunales, Vorlage im Gemeinderat 

18. Berichte der Ausschussobmänner/obfrauen 

19. Bericht des Bürgermeisters 

20. Allfälliges 

 

 

Beschlüsse: 
1. Prüfbericht der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Nachtragsvoranschlag 2016, Vorlage im 

Gemeinderat 

Zwecks Kenntnisnahme des Prüfberichtes der BH Kirchdorf/Krems zum Nachtragsvoranschlag liest Bgm. 

Auerbach den Prüfbericht vom 20.12.2016 vollinhaltlich vor. 
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Die Gemeinderatsmitglieder nehmen den Prüfbericht ohne Wortmeldungen zur Kenntnis. 

 
2. Antwortschreiben von Vizekanzler Dr. Reinhold Mitterlehner zum Resolutionsbeschluss gegen die 

Gewerbeordnungsnovelle, Vorlage im Gemeinderat 

Bgm. Auerbach erinnert an den Resolutionsbeschluss des Gemeinderates vom Dezember 2016 gegen die 

Gewerbeordnungsnovelle. In dieser Angelegenheit ist ein Antwortschreiben des Vizekanzlers Dr. Mitterlehner 

im Gemeindeamt eingelangt, welches er den Gemeinderatsmitgliedern nicht vorenthalten möchte. Er liest das 

Schreiben vom Vizekanzler vom 13.02.2017 vor. 
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Auch dieses Schreiben wird ohne Hinzufügen von Stellungnahmen von den Mitgliedern des Gemeinderates zur 

Kenntnis genommen.  

 
3. Finanzierungsbestätigung zur Errichtung des Gehsteiges Baulos „GS RoHol-Neuwirth“, Beschlussfassung 

In der Angelegenheit „Errichtung eines Gehsteiges am östlichen Ortsende Baulos –GS RoHol-Neuwirth- kann 

Bgm. Auerbach über die Finanzierungsbestätigung des Amtes der Oö. Landesregierung Direktion Straßenbau 

und Verkehr informieren. Mit dem unter Pkt. 6e) zu beschließenden Finanzierungsplan 

(Bedarfszuweisungsmittel über € 120.500 im FJ 2017) kann die Finanzierung des Gehsteiges zur Hälfte durch 

die Gemeinde bestätigt und unterzeichnet werden. Bgm. Auerbach liest die Finanzierungsbestätigung vor und 

gibt bekannt, dass er diese unterzeichnet an das Amt der Oö. Landesregierung retournieren wird. Weiters 

ersucht er die Finanzierungsbestätigung mit Handzeichen zu bestätigen.  
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Alle Gemeinderatsmitglieder stimmen der Finanzierung des Gehsteiges mit dem Hälfteanteil der Gemeinde 

über € 120.500 aus Bedarfszuweisungmittel per Handzeichen zu. 

 
4. Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 07.03.2017, Vorlage im Gemeinderat 

Auch den Prüfbericht vom Prüfungsausschuss vom 07.03.2017 liest der Vorsitzende vollinhaltlich vor. 
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Dieser wird ebenso ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen. 

 
5. RECHNUNGSABSCHLUSS 2016, Beratung und Beschlussfassung 

Zwecks Beschlussfassung des Rechnungsabschlusses 2016 wurden vor Sitzungsbeginn kurze Zusammenfassungen vom 

vorliegenden Rechnungsabschlussentwurf an die Gemeinderatsmitglieder ausgeteilt. Anhand dieser Unterlagen erläutert 

der Bürgermeister nochmals die wichtigsten Zahlen und Fakten aus dem Rechnungsabschluss. 

 

 



270 

 

 

 



271 

 

 

 



272 

 

 
 

 

 



273 

 

 

 



274 

 

 

 



275 

 

 

 



276 

 

 

 



277 

 

 



278 

 

 
 

Somit beträgt der Sollfehlbetrag im Ordentlichen Haushalt € 285.186,54 und liegt unter dem im 

Nachtragsvoranschlag prognostizierten Abgang von € 310.500, was großteils auf die von der BAWAG PSK erst 

im FJ 2017 abgebuchten Darlehensannuitäten zurückzuführen ist.  

Das Sollergebnis im Außerordentlichen Haushalt beträgt zwar - € 73.727,30, jedoch sollte beim AOH die 

zeitliche Rechnungsabgrenzung beim jeweiligen Vorhaben berücksichtigt werden. Somit hat dieser Fehlbetrag 

nur wenig Aussagekraft. Anhand der Darlehensauflistung lässt sich ein Schuldenrückgang von € 252.745 auf 

einen Schuldenstand von € 1.887.156,36 zum Ende des Jahres 2016 erkennen. Diese beiden Tatsachen stimmen 

die Gemeinderatsmitglieder positiv dem Rechnungsabschluss gegenüber. Da es seitens der 

Gemeinderatsmitglieder zu keine Anfragen zum Rechnungsabschluss mehr gibt, beantragt der Vorsitzende den 

Rechnungsabschlussentwurf in vorgetragener Form zu beschließen. Seinem Antrag stimmen die 

Gemeinderatsmitglieder einstimmig per Handzeichen zu. 
 

6. Finanzierungspläne der Direktion Inneres und Kommunales, Beschlussfassungen 

a. Kooperationsprojekt „Touristische Freizeiteinrichtungen Pyhrn Priel GmbH – Mountainbike-

Trail-Errichtung“ 

Der Erste der vielen Finanzierungspläne der Direktion Inneres und Kommunales ist jener zum 

Kooperationsprojekt „Touristische Freizeiteinrichtungen Pyhrn Priel GmbH – Mountainbike-Trail-Errichtung“ 

vom 30. Jänner 2017. Hierbei geht es um den Gemeindeanteil über € 12.000 zu den Mountainbike-Trail-

Einrichtungen in der Pyhrn-Priel Region. Für die Gemeinde Rosenau/Hp. ist die Angelegenheit mit der 

Weiterzahlung der zugesicherten Bedarfszuweisungsmittel an die Pyhrn Priel GmbH somit erledigt. Bgm. 

Auerbach beantragt die Beschlussfassung des Finanzierungsplanes, den er vollinhaltlich zur Kenntnis bringt. 
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Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder zur Förderung der Kooperationsprojekte der Pyhrn-Priel-

Gemeinden natürlich einstimmig und per Handzeichen zu. 

 
 

b. Schadensfall – „Bauhof Sektionaltor-Ersatzbeschaffung“ 

Zur Ersatzanschaffung des selbst zerstörten Sektionaltores im Gemeindebauhof ist ebenfalls mit Schreiben vom 

23. Jänner 2017 der Finanzierungsplan eingelangt. Bgm. Auerbach erklärt nochmals kurz, wie der Unfall mit 

den eigenen Gemeindetraktoren passiert ist und beantragt die Beschlussfassung des Finanzierungsplanes, den er 

anschließend vorliest.  
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Nach den Erläuterungen des Vorsitzenden, warum die Angebote bei den Firmen Rußner und Lagerhaus 

eingeholt wurden und warum man unbedingt ein Hörmann-Tor (Sicherung der Betriebe in der Region, 

FALTEC-Tore werden nicht mehr hergestellt, Torsteuerungen sind allesamt Hörmann-Steuerungen) will, 

stimmen die Gemeinderatsmitglieder seinem Beschlussantrag einstimmig und per Handzeichen zu. 
 

c. Orientierungs- und Leitsystem ROSENAU/Hp.“ 

Nach der Projekterstellung mit Hilfe von Reinhard Ochsenhofer (Fa. Bayer) konnte die Gemeinde mit einer 

Angebotsausschreibung der Beschilderung für das Orientierungs- und Leitsystem die Gesamtkosten für das 

Orientierungs- und Leitsystem auf € 102.000 abschätzen. Der im Anschluss gestellte 

Bedarfszuweisungsmittelantrag wurde mit dem Finanzierungsplan der Direktion Inneres und Kommunales vom 

29.12.2016 beantwortet. Bgm. Auerbach liest auch diesen Finanzierungsplan vor und beantragt dessen 

Beschlussfassung. 
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Er ergänzt, dass nun mit der Mittelzusage die Auswahl des Orientierungs- und Leitsystems durch den Bau- und 

Wohnungsausschuss auf 2 Anbieter, nämlich die Fa. Bayer und die Fa. Forster eingeschränkt wurde. Anhand 

von konkreteren Angeboten und Mustern sollte die Auftragsvergabe bei der nächsten Gemeinderatssitzung 

erfolgen. Seinem Beschlussantrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder wiederum einstimmig und per 

Handzeichen zu. 

 
d. Amtsgebäudesanierung (hoheitlicher Bereich) – Ausfinanzierung 

Auch zur bereits abgeschlossenen Amtsgebäudesanierung bedarf es noch eines Beschlusses eines 

Finanzierungsplanes. Der Vorsitzende erläutert, dass mit der Mehrkostenbegründung für die 

Amtsgebäudesanierung hoheitlicher Bereich (hauptsächlich Stemmarbeiten bei den Fensterüberlegern) die 

Bedarfszuweisungsmittel um die Mehrkosten beim hoheitlichen Bereich auf € 168.265 aufgestockt wurden. Er 

liest den Finanzierungsplan der Direktion Inneres und Kommunales vom 29.12.2016 vor und beantragt auch 

dessen Beschlussfassung durch den Gemeinderat.  
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Auch diesem Beschlussantrag stimmen sämtliche Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand zu. 

 
e. Gehsteigerweiterung 2. Etappe am östlichen Ortsende – Baulos (GS RoHol-Neuwirth)  

Ein weiterer Finanzierungsplan, nämlich jener für die Gehsteigerweiterung am östlichen Ortsende von der Fa. 

RoHol bis zum Sägewerk Neuwirth liegt zur Beschlussfassung durch den Gemeinderat vor. 

Bgm. Auerbach liest den diesbezüglichen Finanzierungsplan vom 22.12.2016 vor und beantragt dessen 

Beschlussfassung. 
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Er verweist in dieser Angelegenheit nochmals auf die unter Punkt 3 beschlossenen Finanzierungsbestätigung, 

die laut Ansicht der Gemeinderatsmitglieder erst nach der Finanzierungsplanbeschlussfassung bestätigt hätte 

werden müssen. Danach stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig und per Handzeichen dem 

Finanzierungsplan und dem Beschlussantrag des Vorsitzenden zu. 

 
f. Ausfinanzierung des Darlehens für die Straßenbeleuchtungserweiterung im Jahr 2010 

Der letzte Finanzierungsplan, den es bei der heutigen Gemeinderatssitzung zu beschließen gilt, ist jener für die 

Ausfinanzierung des Darlehens für die Straßenbeleuchtungserweiterung aus dem Jahr 2010. Aufgrund der 

Absicht der Gemeinde aus Einspargründen die Straßenbeleuchtung auf LED-Lampen umzustellen, wollte man 

die Belastungen zurückführend auf die Erweiterung der Beleuchtung im Jahr 2010 beseitigen. Der 

Bedarfszuweisungsmittelantrag, vereinbart bei der Vorsprache bei LR Birgit Gerstorfer, wurde seitens der 

Direktion Inneres und Kommunales mit dem Finanzierungsplan vom 01.03.2017 positiv beantwortet.  

Der Vorsitzende liest den Finanzierungsplan vor und beantragt wiederum dessen Beschlussfassung. 
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Seinem Antrag und somit dem Finanzierungsplan zur Ausfinanzierung des Darlehens „Erweiterung 

Straßenbeleuchtung im Jahr 2010“ stimmen sämtliche Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand 

zu. 

 
7. Auftragsvergabe für die Ersatzbeschaffung des Sektionaltors für den Gemeindebauhof, Beschlussfassung 

Unter Punkt 6b konnte die Finanzierung des Ersatztores beim Gemeindebauhof durch Bedarfszuweisungsmittel 

beschlossen werden. Zur Anschaffung dieses Tores wurden 2 Angebote eingeholt. Ing Jürgen Steinbichler fügt hinzu, dass 

auch die Firmen Schneider oder Lindpointner gute Garagentore verkaufen. Sowohl die Fa. Rußner als auch die 

Lagerhausgenossenschaft Traunviertel bot das HÖRMANN-Tor an, das gewünscht war, weil die Faltec-Tore nicht mehr 

produziert werden und die Torsteuerungen auf Hörmann-Produkte umgestellt sind. Bgm. Auerbach informiert zusätzlich, 

dass man im Tor eine Eingangstür berücksichtigt hat, damit bei kälteren Temperaturen das Tor zum Ein- und Austritt 

nicht immer komplett aufgefahren werden muss. Dies wird v.a. bei diversen Veranstaltungen angenehm sein. Der 

Bürgermeister liest die beiden Angebote vor und schlägt die Auftragsvergabe für dasselbe Tor an den Billigstbieter, die 

Fa. Rußner, vor. 
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Der Vorsitzende erläutert, dass es zu der Zusage über € 6.145,-- an Bedarfszuweisungsmittel kam, weil das 

ersteingelangte Angebot, jenes vom Lagerhaus Traunviertel als Kostenschätzung dem 

Bedarfszuweisungsmittelantrag angefügt wurde. Da es sich bei beiden Angebote um dasselbe Tor handelt, muss 

die Vergabe einzig nach dem Preis beurteilt werden. Er beantragt daher die Beschlussfassung, den Auftrag für 

die Lieferung und die Montage des Sektionaltores beim Gemeindebauhof an die Fa. Rußner zu erteilen. 

Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig und per Handzeichen zu. 

 
8. Feuerwehrtarifordnung 2016, Beschlussfassung im Gemeinderat 

Mit Schreiben der Direktion Inneres und Kommunales vom 11.08.2016 wurde eine Mustergebührenordnung für die 

Feuerwehrgebühren und die Feuerwehr-Tarifordnung 2016 zur Anwendung und Beschlussfassung übermittelt. In der 

Gemeinde Rosenau/Hengstpaß wird die Feuerwehrrechnung nach technischen Einsätzen durch die Gemeinde gelegt. Die 

Kostenersätze für Maschinen und Fahrzeuge verbleiben in der Gemeindekasse, jene für das Feuerwehrpersonal wird an 

die Freiwillige Feuerwehr Rosenau am Hengstpaß weitergeleitet. Aus diesem Grund meinen die 

Gemeindeverantwortlichen, dass eine eigene Gebührenordnung für die Feuerwehr überflüssig ist. Jedoch sollte zur 

Aktualisierung und Bewertung der anzuwendenden Tarife die Tarifordnung 2016 durch einen Gemeinderatsbeschluss 

bestätigt werden. Der Vorsitzende erläutert weiters, dass die letzte aktuelle Tarifordnung aus dem Jahr 2010 stammt und 

bei der Tarifordnung 2016 geringfügige Tariferhöhungen vorgenommen wurden und die Tarife der Ausrüstung der 

Feuerwehr entsprechend angepasst wurden. Er hatte im Vorfeld zusammen mit dem Feuerwehrkommandanten, Herrn 

Stefan Reiter, die Tarifordnungen verglichen. Beide sind dabei zum Entschluss gekommen, künftig die Tarifordnung 2016 

anwenden zu wollen. Vor seinem Beschlussantrag liest er aus der Tarifordnung 2016 vor. 
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Mitunter spricht der Bürgermeister jene Fahrzeuge und die Gerätschaft an, die in unserer Feuerwehr zum 

Einsatz kommen. Danach beantragt er nochmals die Beschlussfassung zur Anwendung der Tarifordnung 2016. 

Seinem Antrag stimmen wiederum alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand zu. 
 

9. Abfallordnung vom 13.10.2016, Korrektur gemäß Verordnungsprüfung vom 09.02.2017, Beschlussfassung 

Wieder einmal soll eine Korrektur der Abfallordnung vorgenommen werden. Anlässlich der 

Verordnungsprüfung zur Verordnung vom 13.10.2016 wurde von der Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft, 

Abt. Anlagen-, Umwelt- und Wasserrecht festgestellt, dass im § 7 im letzten Satz das Wort „Grünabfälle“ durch 

„biogene Abfälle“ zu ersetzen ist, da auch Biotonnenabfälle zur Kompostierungsanlage des Herrn Bernhard 

Gradauer gebracht werden können. Die Gemeindeverwaltung hat die Korrektur an der Abfallordnung vom 

13.10. 2016 vorgenommen und für heute den Entwurf der gesamten Verordnung für eine Beschlussfassung den 

Sitzungsunterlagen angefügt. Bgm. Auerbach liest das Schreiben des Amtes der Oö. Landesregierung und den 

gesamten Abfallordnungsentwurf nochmals vor, da die gesamte Verordnung auch wieder kundgemacht wird 

und beantragt dessen Beschlussfassung durch den Gemeinderat.  

 

 
 
Erlassung einer Abfallordnung nach dem 

Oö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009 (Oö. AWG 2009), LGBl. Nr. 71/2009 idgF 

 

 

K u n d m a c h u n g 
 

Gemäß § 94 Abs. 1 der Oö. Gemeindeordnung 1990 wird hiermit öffentlich kundgemacht, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung am 

16.03.2017 nachstehende Verordnung beschlossen hat. 

 

V e r o r d n u n g 
 

des Gemeinderates der Gemeinde Rosenau/Hengstpaß vom 16.03.2017, mit der eine Abfall-ordnung erlassen wird. 

Auf Grund des § 6 Oö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009 (Oö. AWG 2009), LGBl.Nr. 71/2009 idgF, wird verordnet: 

 

§ 1 
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Begriffsbestimmungen 

 

(1) Hausabfälle sind alle festen Siedlungsabfälle, die in den Haushalten üblicherweise anfallen, sofern sie nicht als Altstoffe oder 

biogene Abfälle einer getrennten Sammlung zuzuführen oder als sperrige Abfälle anzusehen sind 

(2) Sperrige Abfälle sind feste Siedlungsabfälle, die in den Haushalten üblicherweise anfallen, aber wegen ihrer Größe oder Form 

nicht in den für Hausabfälle bestimmten Abfallbehältern gelagert werden können. 

(3) Biogene Abfälle sind Stoffe, die aufgrund ihres hohen organischen, biologisch abbaubaren Anteils für die aerobe und anaerobe 

Verwertung besonders geeignet sind und zwar Grünabfälle (lit. a) und Biotonnenabfälle (lit. b). 

 

a) Grünabfälle: natürliche organische Abfälle aus dem Garten und Grünflächenbereich, wie insbesondere Grasschnitt, 

Strauchschnitt, Baumschnitt, Christbäume, Laub, Blumen und Fallobst; 

b) Biotonnenabfälle: 

 feste pflanzliche Abfälle, wie insbesondere solche aus der Zubereitung von Nahrungsmitteln; 

 andere organische Abfälle aus der Zubereitung und dem Verzehr von Nahrungsmitteln (Speisereste), sofern sie einer dafür 

geeigneten aeroben oder anaeroben Behandlungsanlage zugeführt werden können; 

 Papier, sofern es sich um unbeschichtetes Papier handelt, welches mit Nahrungsmittel in Berührung steht oder zur Sammlung 

und Verwertung von biogenen Abfällen geeignet ist. 

 

 

(4) Haushaltsähnliche Gewerbeabfälle sind feste Abfälle aus Gewerbe, Land- und Forstwirtschaft sowie aus vergleichbaren 

Einrichtungen im öffentlichen Bereich, die in ihrer Zusammensetzung und Beschaffenheit Hausabfällen ähnlich sind. 

(5) Ordnungsgemäße Eigenkompostierung: Eine Eigenkompostierung gilt dann als ordnungsgemäß, wenn dabei die Ziele und 

Grundsätze des Oö. Abfallwirtschaftsgesetzes 2009 eingehalten werden insbesondere keine schädlichen Einwirkungen auf Böden 

und Gewässer bewirkt werden, keine unzumutbaren Belästigungen für Nachbarn und Nachbarinnen entstehen und ausschließlich 

eigene biogene Abfälle pflanzlicher Herkunft eingesetzt werden. 

 

§ 2 

Abholbereich 
 

(1) Der Abholbereich für die Sammlung der Hausabfälle umfasst das gesamte Gemeindegebiet mit Ausnahmen der aufgelisteten 

Straßenzüge: 

Diese sind:  

 L550 Hengstpaßstraße Kreuzung GW Innerrosenau Richtung Hengstpaß bis Kreuzung zur Laussabauernalm 

 GW Innerrosenau 

 GW Geroldseben ab Rosenau Nr. 86 

 GW Oberpasler 

 GW Trojer ab dem Anwesen Wasserbauer (Hengstpaßstraße 35, 4580 Windischgarsten) 

(2) Für sperrige Abfälle besteht eine ständige Abgabemöglichkeit im ASZ WINDISCHGARSTEN sowie im AWZ Inzersdorf. 

Überdies erfolgt eine Abholung gegen vorherige Anmeldung durch die Gemeinde. 

 

(3) Der Abholbereich für die Sammlung der Biotonnenabfälle umfasst die aufgelisteten Grundstücke (Liegenschaften): 

 Parz. 1575/1 (Hengstpaßstraße L550, Lawinengalerie) 

 Parz. 1593/2 GW Dirngraben (Sägewerk Neuwirth, Rosenau Nr. 70) 

 Parz. 645/2 (Feuerwehrdepot und Gemeindebauhof, Rosenau Nr. 85) 

 Parz. 654/12 (STYRIA-Garagen, Rosenau Nr. 128-130) 

 Parz. 654/2 (STYRIA, Rosenau Nr. 111) 

 Parz. 655/2 (VS Rosenau Nr. 102) 

 Parz. 655/5 (Rosenauer Laden Rosenau Nr. 97) 

 Parz. 661/4 (STYRIA und Gemeindeamt Rosenau Nr. 120 und 121) 

 Parz. 687 (Gh. Maurerwirt, Rosenau Nr. 52) 

 Parz. 666/9 (Kirchfeldgemeindestraße, Rosenau Nr. 161) 

 Parz. 666/9 (Kirchfeldgemeindestraße, Rosenau Nr. 170) 

 Parz. 675/6 (STYRIA, Rosenau Nr. 150) 

 Parz. 515/3 (Gh. Hubertus, Dambach 81) 

 Parz. 1556/1 GW Krestenberg, (Wurbauerkogel, Kreuzung Dambach 5) 

 Parz. 1538/1 L550 Hengstpaßstraße, ehem. Straßenmeisterei Dambach 46) 

 Parz. 92/46 (Mühlreithsiedlung, Trafo) 

 Parz. 92/47 (Mühlreithsiedlung Materl) 

 Parz. 6/2 (GW Trojer bei Wasserbauer) 
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(4) Der Abholbereich für die Sammlung der haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle umfasst das gesamte Gemeindegebiet, wenn nicht 

zum Zeitpunkt der Erfassung dieser Verordnung ein gültiger privatrechtlicher Vertrag mit einem Entsorgungsunternehmen besteht. 

 

§ 3 

Pflichten der Abfallbesitzer 

 

(1) Hausabfälle sind von demjenigen, bei dem sie anfallen, zur Sammlung bereitzustellen. In den Sonderbereichen sind die 

Hausabfälle jederzeit zu den vorgesehenen Sammelstellen zu bringen. 

 L550 Hengstpaßstraße Hengstpaßalmen und GW Innerrosenau zur LAWINENGALERIE entlang der 

Hengspaßstraße L550 

 GW Geroldseben ab Rosenau Nr. 86 zum GW Geroldseben beim Gemeindebauhof bzw. Rosenau Nr. 86 

 GW Oberpasler zur Kreuzung Hengstpaßsstraße / ASZ Rosenau/Hp. 

 GW Trojer zur Hofzufahrt Anwesen Wasserbauer 

 

(2) Sperrige Abfälle sind von demjenigen, bei dem sie anfallen, zu den Öffnungszeiten zum ASZ Windischgarsten sowie zum 

AWZ Inzersdorf zu bringen sowie bei Abholung am vereinbarten Ort zur Sammlung bereitzustellen. 

(3) Biotonnenabfälle sind im Abholbereich für die Sammlung bereitzustellen, ansonsten zu den Öffnungszeiten zur 

Kompostierungsanlage Bernhard GRADAUER (Gleinkerau 35, 4582 Spital am Pyhrn)  zu bringen. Diese Verpflichtung entfällt, 

wenn die Biotonnenabfälle einer ordnungsgemäßen Eigenkompostierung zugeführt werden. 

Grünabfälle sind zu den Öffnungszeiten zur Kompostieranlage Bernhard GRADAUER (Gleinkerau 35, 4582 Spital am 

Pyhrn) zu bringen. Diese Verpflichtung entfällt, wenn die Grünabfälle einer ordnungsgemäßen Eigenkompostierung zugeführt 

werden. 

(4) Haushaltsähnliche Gewerbeabfälle sind von demjenigen, bei dem sie anfallen, zur Sammlung bereitzustellen. 

 

 

§ 4 

Abfallbehälter 

 

(1) Für die Lagerung der Hausabfälle, Biotonnenabfälle und haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle sind ausreichend große, 

flüssigkeitsdichte, schließbare und widerstandsfähige Abfallbehälter zu verwenden. Für Biotonnenabfälle sind jedenfalls eigen 

Abfallbehälter zu verwenden. 

 

 

Für Abfallbehälter sind folgende Europäische Normen (EN) anzuwenden: 

 

Kunststoffsäcke   60 Liter   EN 13592 

Kunststofftonne  60 Liter   EN 840-1 

Kunststofftonne  90 Liter   EN 840-1 

Kunststofftonne  120 Liter  EN 840-1 

Kunststofftonne  240 Liter  EN 840-1 

Kunststoffcontainer  770 Liter  EN 840-3 

Kunststoffcontainer   1.100 Liter  EN 840-3 

 

Biosäcke    10-15 Liter  EN 13592 

Biosäcke aus Maisstärke 7-240 Liter  EN 13432 

 

(2) Die Abfallbehälter für die Hausabfälle, Biotonnenabfälle und haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle werden von der Gemeinde 

beschafft und an die Liegenschaftseigentümer verkauft bzw. können durch den Grundeigentümer selbst beschafft werden. 

 

(3) Die Abfallbehälter sind so aufzustellen, dass 

a) sie für die sie berechtigt benützenden Personen und für die mit der Entleerung der darin gelagerten Abfälle betrauten 

Personen leicht zugänglich sind und 

b) durch die ordnungsgemäße Benützung und Entleerung bzw. den ordnungsgemäßen Transport der Abfallbehälter möglichst 

niemand gefährdet oder unzumutbar belästigt wird. 

 

 

§ 5 

Anzahl und Volumen der Abfallbehälter 

 

Die Anzahl der für ein Grundstück zu verwendenden Abfallbehälter richtet sich nach dem Bedarf und zwar insbesondere nach der 

Anzahl der die Abfallbehälter benützenden Personen, der Größe der Abfallbehälter und der Länge der Abfuhrintervalle. 

 

Die Anzahl und das Volumen der Abfallbehälter für Hausabfälle ist so festzulegen, dass jedem im Haushalt unter der 

Berücksichtigung der Behältergröße und des Abfuhrintervalls nachstehendes Behältervolumen zur Verfügung steht: 
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Haushaltsgröße:    Mindestbehältervolumen pro Woche: 

 

1-Personen-Haushalt     5    Liter 

2-Personen-Haushalt     8,5 Liter 

3-Personen-Haushalt    11,3 Liter 

4-Personen-Haushalt    13,5 Liter 

5-Personen-Haushalt    15    Liter 

 

Ferienwohnungen: 13 Stk. Müllsäcke je 60 l pro Jahr 

Hengstpaßalmen:  13 Stk. Müllsäcke je 60 l pro Jahr 

 

Im Bedarfsfall können zusätzlich Abfallsäcke (gegen Entgelt) beim Gemeindeamt abgeholt werden. 

 

§ 6 

Abfuhrtermine 

 

(1) Die Sammlung der Hausabfälle durch einen beauftragten Dritten erfolgt zwei- und vierwöchentlich. 

(2) Die Sammlung der Biotonnenabfälle erfolgt in der Zeit von  

1. Mai bis 31. Oktober wöchentlich, in der übrigen Zeit zweiwöchentlich. 

(3) Die Sammlung der haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle erfolgt ebenfalls zwei- und vierwöchentlich. 

(4) Die Tage der Sammlung der Hausabfälle, Biotonnenabfälle und haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle werden durch Anschlag an 

der Amtstafel und im Gemeinderundschreiben bzw. in der Gemeindezeitung bekannt gemacht. (Montag zweiwöchig) 

 

 

 

§ 7 

Behandlungsanlagen für biogene Abfälle 

 

Die Gemeinde bedient sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben eines vertraglich gebundenen Dritten, der ENERGIE AG Umweltservice 

GmbH, Gewerbepark West 40, 4846 Redlham, welche eine Kompostierungsanlage/Biogasanlage mit dem Standort 

Mitterhoferstraße 100, 4600 Wels zur Verwertung der im Gemeindegebiet anfallenden biogenen Abfälle betreibt.  

Die Gemeinde bedient sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben eines vertraglich gebunden Dritten, von Herrn Bernhard GRADAUER, 

welcher eine Kompostierungsanlage mit dem Standort Gleinkerau 35, 4582 Spital am Pyhrn zur Verwertung der im 

Gemeindegebiet anfallenden biogenen Abfälle betreibt.  

§ 8 

Anzeigepflicht 
 

Vermehrt oder verringert sich die Menge des durchschnittlich von einer Liegenschaft abzuführenden Abfalls wesentlich, so hat dies 

der Eigentümer ohne unnötigen Aufschub der Gemeinde anzuzeigen. 

 

§ 9 

Bauwerke auf fremden Grund 

 

Bei Bauwerken auf fremden Grund (Superädifikate, Bauwerke als Zubehör eines Baurechtes) sind die für den 

Liegenschaftseigentümer geltenden Bestimmungen dieser Verordnung sinngemäß auf den Eigentümer des Bauwerkes anzuwenden. 

 

§ 10 

Gebühren und Beiträge 

 

Die Berechnung der Abfallgebühr ist nach den Bestimmungen des § 18 Oö. AWG 2009 vorzunehmen. Dazu erlässt der Gemeinderat 

eine gesonderte Abfallgebührenordnung. 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Abfallordnung wird gemäß § 94 Abs. 1  Oö. Gemeindeordnung 1990 durch zwei Wochen kundgemacht und wird mit dem 

auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag rechtswirksam. 

(2) Gleichzeitig tritt die Abfallordnung vom 08.09.2016 außer Kraft. 

 

 

Der Bürgermeister: 

 

Peter Auerbach 
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Angeschlagen am: 17.03.2017 

Abgenommen am: 04.04.2017 

Seinem Antrag und dem vorgetragenen Abfallordnungsentwurf stimmen sämtliche Gemeinderatsmitglieder mit 

einem Zeichen mit der Hand zu. 

 
10. KEM (Klima- und Energiemodellregion) Weiterführung 2 Pyhrn-Priel, Beratung und Beschlussfassung 

Der Vorsitzende informiert über die Absicht der Pyhrn-Priel-Gemeinden das Projekt EGEM in Form von KEM 

(Klima- und Energiemodellregion) weiter zu führen. DI Leopold Postlmayr hat die Absichten und Projekte, die 

durch die KEM-Weiterführung angedacht sind, in einem Katalog zusammengefasst und die Bürgermeister der 

Pyhrn-Priel-Region ersucht, die Teilnahme und Beteiligung an KEM in einem Gemeinderatsbeschluss zu 

bestätigen. Er liest die Auflistung der Absichten und Planungen sowie die Kostenbeteiligung für die KEM-

Weiterführung vor.  
 

 
Für die Gemeinde Rosenau errechnet sich nach dem Einwohnerschlüssel eine jährliche Kostenbeteiligung von € 

963,32. Um die Umweltschutzmaßnahmen und die Anstrengungen in Richtung energieautarke Gemeinden 

weiterhin anzustreben, ist Bgm. Auerbach dafür, sich an der KEM-Weiterführung 2 Pyhrn-Priel zu beteiligen. 

Er beantragt daher die Beschlussfassung, sich mit der Gemeinde Rosenau/Hengstpaß am Projekt “KEM 

Weiterführung 2 Pyhrn-Priel“ zu beteiligen. Seinem Antrag stimmen wiederum sämtliche 

Gemeinderatsmitglieder einstimmig per Handzeichen zu. 
  

11. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.25 (Widmung eines Wohngebäudes der Fam. Klinser Andreas von 

„Grünland“ in „bestehendes Wohngebäude im Grünland“, Stellungnahmen im Umwidmungsverfahren, 

Beschlussfassung gem. § 36 ROG 1994 

Bgm. Auerbach erinnert an den Einleitungsbeschluss des Gemeinderates vom 03.11.2016 zur Umwidmung 

einer Teilfläche des Anwesens Rosenau 46 (Fam. Andreas und Maria Klinser) GNr. 618 in bestehendes 

Wohngebäude in Grünland. Die Verständigung der Behörden und Kammern über die beabsichtigte Änderung 

erfolgte zugleich mit der Kundmachung über die Auflage der Flächenwidmungsplanänderung noch am 

25.11.2016. Da die Auflage bis 31.01.2017 befristet wurde und keinerlei Einwände gegen die 
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Flächenwidmungsplanänderung eingelangt sind, kann heute der Gemeinderat seine Änderungsabsichten per 

nochmaliger Beschlussfassung bestätigen. Die wichtigste Stellungnahme, nämlich jene von der Raumordnung 

ist leider noch ausständig. Nach einem Telefonat mit Herrn DI Uwe Kadar (Abt. Raumordnung) sollte daher die 

Beschlussfassung der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.25 nur vorbehaltlich der positiven Stellungnahme 

der Abteilung Raumordnung des Amtes der Oö. Landesregierung beschlossen werden.  

Bgm. Auerbach liest die Flächenwidmungsplanänderung anhand des Änderungsplanes nochmals vor. 
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Die Planänderung Nr. 4.25 stand den Gemeinderatsmitgliedern auch bei den Sitzungsunterlagen zur Verfügung. 

Da alle Stellungnahmen positiv der Planänderung gegenüber stehen, erspart sich der Vorsitzende die Vorlesung 

sämtlicher eingelangten Stellungnahmen. Abschließend beantragt er die Beschlussfassung der 

Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.25 – Klinser (Umwidmung in bestehendes Wohngebäude im Grünland) 

vorbehaltlich der Zustimmung und positiven Beurteilung der Abt. Raumordnung vom Amt der Oö. 

Landesregierung. Seinem Antrag und somit der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.25 stimmen die 

Gemeinderatsmitglieder einstimmig und per Handzeichen vorbehaltlich der positiven Beurteilung durch 

die Raumordnung vom Amt der Oö. Landesregierung zu. 

 

 
12. Zeltverleihgebühren – Beschlussfassung über eine Erhöhung der Verleihgebühren 

In der Angelegenheit Zeltverleih regt Bgm. Auerbach an, die Verleihgebühren nach längerer Zeit, die 

letztgültigen Tarife wurden per 01.01.2011 vom Gemeinderat bestimmt, anzupassen. Zusammen mit den 

Zeltmeistern (Wolfgang Eibl, Stefan Reiter und Wolfgang Benedetter) hat er und AL Sölkner einen Vorschlag 

für die Zeltverleihgebühren erarbeitet. Dieser Vorschlag sieht eine Anhebung der Verleihgebühren von 5 % vor. 

Zusätzlich würden die Zeltmeistergebühren ab einer Entfernung der Zeltveranstaltung über 40 km mit 

zusätzlich € 30 bemessen. Damit sollten die langen Zu- und Abfahrten und somit der zeitliche Mehraufwand 

zum Teil abgegolten werden. Bgm. Auerbach liest den Vorschlag für die Zeltverleihgebühren ab 01.01.2017 vor 

und beantrag dessen Beschlussfassung. 
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Kundmachung Gemeinde 
Rosenau/Hp.           

            

Zeltverleih ab 

01.01.2017           

            

Größe 1 Tag 2 Tage 3 Tage Zeltmeister Entfernung über 40 km 

25x10  € 790   €  890   € 1.000      160,00 €                     190,00 €  

20x10  € 630   €  735   €    840      135,00 €                     165,00 €  

15x10  € 475   €  580   €    685      105,00 €                     135,00 €  

10x10  € 315   €  420   €    525      105,00 €                     135,00 €  

            

      

      Der Bürgermeister 
   

 angeschlagen am:  17.03.2017  

Peter Auerbach 
   

abgenommen am:  04.04.2017 

      

      

       

           

 
       

Die Gemeinderatsmitglieder haben vollstes Verständnis für die Erhöhung der Zeltverleihgebühren und der 

Zeltmeisterentschädigungen und bestätigen die Gebührenerhöhung per 01.01.2017 mit einem Zeichen mit der 

Hand.  

 
13. Gemeindegrenzkorrekturen zur Nachbargemeinde Edlbach, Beschlussfassung der Verordnung des BEV 

vom 23.02.2017 gem. § 7 Oö. GemO 1990 

Bgm. Auerbach informiert, dass man sich mit der Gemeinde Edlbach (Bgm. Johann Feßl und AL Erich Aigner) 

auf die Grenzkorrektur gemäß des Vorschlages des BEV vom 23.02.2017 geeinigt hat. Beide Gemeinden 

beabsichtigen die Verordnung heute in den jeweiligen Gemeinden zu beschließen. Gegenüber dem 

Erstvorschlag hat sich eine geringfügige Änderung ergeben. Der Grundstücksstreifen westlich des Anwesens 

von Fam. Immitzer von 3 m wird von Fam. Immitzer nicht angekauft somit kommt dieser Grundstücksteil auch 

nicht zur Gemeinde Rosenau. Anhand der Verordnung lässt sich erkennen, dass der Flächenaustausch einen 

Flächenzuwachs von 2.505 m² für die Gemeinde Edlbach darstellt.  
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Für die notwendigen Grundstücksteilungen im Bachbett des Dambaches gibt es bereits einen 

Vermessungstermin mit 06.04.2017 mit dem BEV Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen. Die 

Angelegenheit wurde schon ausreichend in der Gemeinderatssitzung am 03.11.2016 besprochen. Bgm. 

Auerbach erinnert an die Sitzungsbeiträge aus dieser Sitzung und beantragt die Beschlussfassung des vom BEV 

mit 23.02.2017 geänderten Vorschlages. Die Gemeinderatsmitglieder erachten die Grenzkorrekturen ebenso als 

sinnvoll, obwohl für Rosenau/Hp. dadurch ein kleiner, verschmerzbarer Flächenverlust entsteht. Praktisch 

betrachtet haben sie die Grundstücke Nr. 509/3 und 510 ohnehin für Gemeindegebiet Edlbach gehalten, da 

beide jenseits des Dambaches liegen. Sie stimmen daher dem Beschlussantrag des Vorsitzenden einstimmig und 

mit einem Zeichen mit der Hand zu. 

 
14. Privatrechtliche Vereinbarung mit der Gemeinde Edlbach für die Anschlüsse Edlbacher Objekte an der 

Gemeindewasserversorgung Rosenau/Hp., Beschlussfassung 

Auch die privatrechtliche Vereinbarung mit der Gemeinde Edlbach bezüglich der Wasserleitungsanschlüsse von 

Edlbacher Objekten an der WVA Rosenau konnte bei der Besprechung mit Bgm. Johann Feßl und AL Erich 

Aigner am 08.02.2017 ausgemacht werden. Auch diese Vereinbarung sollte heute in der Gemeinderatssitzung 

der Gemeinde Edlbach ebenso beschlossen werden. Der Vorsitzende liest auch die ausgemachte Vereinbarung 

ihn dieser Angelegenheit vor und ersucht um Zustimmung zu deren Beschlussfassung. 
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Die Mitglieder des Gemeinderates stimmen einstimmig und mit einem Zeichen mit der Hand seinem Antrag 

und somit der privatrechtlichen Vereinbarung mit der Gemeinde Edlbach zu. 

 
15. Gesellschafterbeschluss der Touristischen Freizeiteinrichtungen Pyhrn-Priel GmbH zur 

Geschäftsführerbestellung und Firmenbucheintragung von DI (FH) Markus Mair, Beschlussfassung 

Bgm. Auerbach informiert die Gemeinderatsmitglieder, dass die Geschäftsführerbestellung für die Touristische 

Freizeiteinrichtungen Pyhrn-Priel GmbH von den beiden Gemeinderäten der Marktgemeinde Windischgarsten 

und der Gemeinde Rosenau/Hengstpaß durch Gesellschafterbeschlüsse zu bestätigen sind. Der Notar Mag. 

Franz Reitner in Kirchdorf/Krems hat dazu einen Gesellschafterbeschluss im Umlaufwege für die beiden 

Gemeinden zur Beschlussfassung vorbereitet. Der Vorsitzende liest diesen Gesellschafterbeschluss vor und 

ersucht um Zustimmung bzw. Beschlussfassung. 
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Dem Beschlussantrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig und mit Handzeichen ohne weitere 

Wortmeldungen zu. 

 
16. Berufung von Herrn Paulus Gruber gegen den Beseitigungsauftrag vom 07.12.2016 vom Bürgermeister für 

den Viehunterstand (Zl: Bau32/2016) – Beschlussfassung im Gemeinderat 

In der Berufungsangelegenheit zum Beseitigungsauftrag des Viehunterstandes erklärt sich Bgm. Auerbach als 

Bescheidunterzeichner für befangen und übergibt den Vorsitz an Vizebgm. Maria Benedetter. Frau Benedetter 

erläutert, dass aufgrund der Anzeige durch Martin Kopf gegen die Baubehörde in Person des Bürgermeisters 

nach Aufforderung durch die Direktion Inneres und Kommunales ein bedingter Beseitigungsauftrag durch die 

Baubehörde zu erstellen war, weil der bewilligte Viehunterstand auf dem falschen Grundstück errichtet wurde. 

Dieser Beseitigungsauftrag erging per Bescheid vom 24.11.2016 an Herrn Paulus Gruber. 
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Rechtzeitig innerhalb von 2 Wochen brachte Paulus Gruber seine Berufung gegen diesen Bescheid mit 

Schreiben vom 07.12.2016 ein.  
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Da die Berufungen gegen Bescheide der Baubehörde vom Gemeinderat innerhalb von 6 Monaten zu behandeln 

sind, hat Bgm. Auerbach die Behandlung der Berufung des Herrn Gruber zum Viehunterstand auf die 

Tagesordnung der heutigen Gemeinderatssitzung gereiht. AL Sölkner fügt hinzu, dass in dieser Sache parallel 

zum Berufungsverfahren ein Baubewilligungsverfahren für den Viehunterstand auf dem Standort, wo er 

tatsächlich errichtet wurde, nämlich auf dem GNr. 667/1 läuft. Das Ansuchen des Herrn Gruber um 

Baubewilligung für diesen Viehunterstand ist bereits am 28.11.2016 in der Gemeinde eingelangt. Nach der 

Vorlesung der beiden Schreiben durch Vizebgm. Maria Benedetter stellt sie den Antrag an die 

Gemeinderatsmitglieder, die Berufung des Herrn Gruber abzuweisen und dem Beseitigungsauftrag des 

Bürgermeister Recht zu geben. Trotz Verständnis der Gemeinderatsmitglieder für die von Herrn Gruber 

eingebrachten Einwände, stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig und per Handzeichen dem 

Beseitigungsauftrag des Bürgermeister und dem Antrag der Vizebürgermeisterin zu. 

Danach übergibt die Vizebürgermeisterin den Vorsitz wieder an den Bürgermeister Peter Auerbach. 

 
17. Pflicht zur Sicherstellung der Ordnungs- und Rechtsmäßigkeit der Bauverwaltung, Rundschreiben der 

Direktion Inneres und Kommunales, Vorlage im Gemeinderat 

Bgm. Auerbach setzt in der Tagesordnung fort und weist auf das Rundschreiben der Direktion Inneres und 

Kommunales vom 09.02.2017 hin. Dieses sollte im Prüfungsausschuss und im Gemeinderat zur Vorlesung 

gebracht werden. Im Prüfungsausschuss wurde das Rundschreiben in der Sitzung am 07.03.2017 bereits 

behandelt. Bgm. Auerbach liest das Schreiben vollinhaltlich vor. 
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Er erwähnt in dieser Angelegenheit, dass die Gemeinde jene Gesetze vollziehen muss, die vom Land Oö 

geschaffen werden, auch wenn der einzelne Bürger nicht immer seine große Freude damit hat. Er denkt dabei 

z.B. an das Abwasserentsorgungsgesetz und die Verpflichtung der Hauseigentümer dem Gesetz entsprechende 

Abwasserentsorgungen wie z. B. dichte Senkgruben oder Kleinkläranlagen nach zu weisen. Oder wie z.B. die 

Verpflichtung an der gemeindeeigenen Wasserversorgung anzuschließen oder zumindest die Anschlussgebühr 

zu leisten, wenn man im 50m-Bereich der Anlage liegt, obwohl man womöglich mit einer privaten oder eigenen 

Wasserversorgung versorgt ist. Das derartige Tatsachen viele Mitbürger verärgert und diese Verärgerung meist 

der Gemeinde gegenüber gezeigt wird, kann den Politikern und Beamten in der Landeshauptstadt egal sein.   

Das Schreiben wird von den Gemeinderatsmitgliedern ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen. 

 
18. Berichte der Ausschussobmänner/obfrauen 

Zuerst informiert Wolfgang Eibl als Obmann des Bauausschusses über die Sitzung vom 31.01.2017 bei der u.a. 

das Orientierungs- und Leitsystem, das unter den heutigen Finanzierungsplänen beschlossene Sektionaltor für 

den Gemeindebauhof, eine neuerliche Beratung zur Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED-Lampen 

sowie der Verkauf des Geschäftsgebäudes an Herrn Andrzej Walczok und Sanierungsmaßnahmen bei der 

Volksschule im Sommer 2017 Themen waren. Beim Orientierungs- und Leitsystem einigte man sich darauf, 

von den Firmen Bayer und Forster konkrete Angebote einzuholen, da sie die günstigeren und interessanteren 

Angebote auf die Ausschreibung hin lieferten. Für die Ersatzanschaffung des Sektionaltores für den 

Gemeindebauhof konnte der Gemeinderat bereits heute unter Punkt 6a) den Finanzierungsplan für die 

Gesamtkosten bereits beschließen. Für die Straßenbeleuchtungsumstellung auf LED-Lampen ist die Feinanalyse 

durch das E-Werk Wels noch im Laufen. Neben dem geplanten Lehrer-Parkplatz bei der Volksschule müssen 

die weiteren Sanierungsmaßnahmen zu den Sommerferien beim Schulpersonal noch erfragt werden. Was den 

Hausverkauf des Geschäftsgebäudes betrifft, wird dieser ohnehin über den vereinbarten Dringlichkeitsantrag 

noch behandelt.  
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Auch Ing. Jürgen Steinbichler berichtet von der Verkehrsausschusssitzung am 09.03.2017. Anlässlich dieser 

wurden verkehrsberuhigende Maßnahmen – Muttling II erörtert, hat eine Nachbesprechung zur 

Geschwindigkeitserhebung in der Mühlreithsiedlung stattgefunden und wurde über das Aufstellen eines 

Verkehrsspiegels bei der Einfahrt vom GW Mitterbuchriegel in die Hengstpaßstraße L550 gesprochen. Das 

erste Thema erklärt den Besuch durch Herrn Alois Stummer bei der Gemeinderatssitzung. Ing. Jürgen 

Steinbichler ersucht den Vorsitzenden, Herrn Alois Stummer das Recht zur Darstellung seiner Ansicht zu 

erteilen. Der Vorsitzende gestattet dem Sitzungszuhörer seine Wortmeldung zum Thema „verkehrsberuhigende 

Maßnahmen – Muttling II“. Alois Stummer erläutert, dass viele parkende Autos entlang des 

Kreuzungsbereiches GW Weißensteiner – Muttling II die Wald- und Feldarbeiten an dieser Stelle wesentlich 

erschweren bzw. behindern. Um das Abstellen der Fahrzeuge an diesen Stellen zu verhindern schlägt er vor, ein 

Parkverbot in diesem Bereich zu beschildern, aber auch die Möglichkeit des Nichtparkenkönnens, sondern die 

Parkmöglichkeiten am Wurbauerkogel bereits auf der Hengstpaßstraße L550 anzukündigen. Weiters weist Herr 

Stummer auf einen schlechten Zustand des Güterweges im oberen Bereich hin. Dort wo keine Asphaltdecke 

angebracht ist, sollte die Straße bald wieder saniert werden. Auch Frau Sanglhuber und Frau Gansterer erzählen 

von Behinderungen durch parkende Fahrzeuge bei der Wald- oder Feldarbeit am Wurbauerkogel und in der 

Innerrosenau. Bgm. Auerbach greift zunächst die letzte Wortmeldung von Herrn Stummer auf. Er ist 

keineswegs bereit schon wieder in die Straßensanierung des Güterweges Weißensteiner im oberen Bereich zu 

investieren. Zum einen wurde die Straße erst vor kurzem ordentlich gegrädert und bombiert, zum zweiten wird 

die Straße nur vom schweren Lastverkehr für den Holzabtransport in Mitleidenschaft gezogen. Er sieht nicht 

ein, dass die öffentliche Hand immer wieder für Reparaturen zur Kasse gebeten wird. Finanzieren sollte die 

regelmäßigen Reparaturen einmal jene, die die Schäden verursachen und damit auch noch Erfolg (Holzverkauf) 

erwirtschaften.  

Was verkehrsberuhigende Maßnahmen am Privatweg Muttling II betrifft, können ein Parkverbot der Gemeinde 

nur auf dem Güterweg beschildert werden. In private Kompetenzen, der Muttling II ist ein Weg im Privatbesitz 

der Lisec Stiftung, kann und will der Bürgermeister bzw. die Gemeinde nicht eingreifen. Gegen ein Parkverbot 

im unmittelbaren Kreuzungsbereich, der noch zur Gänze zum GW Weißensteiner zählt und eine angesprochene 

Ankündigung der Nichtparkmöglichkeiten schon auf der Hengstpaßstraße L550 hat Bgm. Auerbach nichts. 

Obwohl man die Region und den Nationalpark als Erholungsfläche für Touristen verkaufen möchte, will man 

den parkenden Erholungssuchenden aber dort nicht akzeptieren. Deshalb sollten die möglichen Parkflächen in 

diesen Bereichen erhoben werden und so gestaltet werden, damit der Tourist oder Erholungssuchende auch an 

diesen Stellen sein Auto abstellt. Ob für das Abstellen der Fahrzeuge Parkgebühr verlangt wird oder nicht, sei 

auch noch zu überdenken. Er weist aber darauf hin, dass gerade für solche Belange ein Verkehrsausschuss 

eingerichtet wurde und ersucht den Obmann Ing. Jürgen Steinbichler sich um diese Angelegenheit weiterhin zu 

kümmern.  

Ing. Jürgen Steinbichler informiert weiters vom Verkehrsausschuss, dass dieser auf ein Ansuchen von Herrn 

Schwingenschuh zum Aufstellen eines Verkehrsspiegels eigentlich noch immer wartet. Herr Schwingenschuh 

hatte den Wunsch für einen Verkehrsspiegel bei der Einfahrt vom GW Mitterbuchriegel in die Hengstpaßstraße 

einmal am Gemeindeamt geäußert und beteuert, er werde ein schriftliches Ansuchen an die Gemeinde dazu 

übermitteln. Die Nachbesprechung zur Geschwindigkeitserhebung in der Mühlreithsiedlung ergab eindeutig, 

keine Beschränkung auf 70 km/h zu verordnen. Andere Maßnahmen, wie ein Geschwindigkeitsmeßgerät sind 

nach wie vor vom Bürgermeister angedacht.  

Die Obfrau des Kulturausschusses berichtet von einer Kulturausschusssitzung bei der ein Jahresplan erstellt 

wurde. 

 
19. Bericht des Bürgermeisters 

Bgm. Auerbach hatte sich vorgenommen, keinen Bericht heute zu machen, da eh so viele Tagesordnungspunkte 

aufgelistet waren. Er wurde jedoch wegen dem in der Rundschau abgedruckten Artikel über eine Seilbahn bis 

zum Sender angerufen und möchte dahingehend die Gemeinderatsmitglieder sachlich informieren. Er und Bgm. 

Norbert Vögerl reden schon längere Zeit über eine weitere touristische Attraktivierung des Wurbauerkogels und 

des Nationalparks. Nach dem Motto autofreie und umweltschonende Anreise in den Nationalpark konnte man 

in der TIPS-Zeitung vom 15.03.2017 den Gedanken des Bgm. Norbert Vögerl nachlesen. Gemeind sind damit 

die Anreise nach Windischgarsten mit dem Zug und eine Seilbahn innerhalb der aktuellen Trassenführung auf 

den Wurbauerkogel (Zwischenstation) bzw. weiter in den Nationalpark (Sender), da der Sessellift bereits stark 

veraltert ist und in den nächsten Jahren ohnehin erneuert werden muss. Hinter diesen Gedanken steht auch er. 
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Nicht nur in Skigebietszusammenlegung Hinterstoder – Wurzeralm werden Überlegungen angestellt. Auch 

einige andere touristischen Angebote sollten verbessert und attraktiver werden. Dies sind regionsweite 

Überlegungen. In der Gemeinde Rosenau/Hp. selbst will er in nächster Zukunft die Sportanlagensanierung 

fortsetzen und abschließen, das Orientierungs- und Leitsystem steht vor einer Auftragsvergabe. Auch dieses 

sollte bis in den Herbst errichtet sein. Neben dem Abbau von Schulden wird auch die Umstellung der 

Straßenbeleuchtung auf LED-Lampen Thema dieses Jahres werden. Danach beendet er jedoch seinen Bericht 

und geht zunächst zum vereinbarten Dringlichkeitsantrag über bevor er unter Allfälliges um Wortmeldungen 

ersucht.  

  

 
20. Allfälliges 

Zunächst erinnert Bgm. Auerbach an den zu Sitzungsbeginn eingebrachten und zur Behandlung unter 

Allfälligem vereinbarten Dringlichkeitsantrag und wiederholt diesen. 

 
Er ersucht um eine offene Diskussion bzw. Darlegung der Haltung der einzelnen Gemeinderatsmitglieder in 

dieser Angelegenheit. Viele Versuche (Antensteiner, Pieringer, ADEG bzw. Rablbauer, Kemetmüller bzw. 

Wurmhöringer, Landlinger), das Nahversorgungsgeschäft zu reaktivieren blieben erfolglos. Deshalb hat der 

Gemeinderat die Geschäftsräumlichkeiten an Herrn Walczok seit Herbst vorigen Jahres bereits vermietet. Trotz 

der teilweisen Vermietung des Gebäudes an die Wiener Städtische Versicherung und nun eben an Andrzej 

Walczok stellt das Gebäude, die Instandhaltung und die Betriebskosten immer noch eine finanzielle Belastung 

für die Gemeinde dar. Mit dem Verkaufserlös des Gebäudes werden erstrangig selbstverständlich die beiden 

Darlehen (Einbau Büroräume € 31.246,14, Wärmeisolierung Haus € 21.710,9) vorzeitig getilgt. Den Rest des 

Verkäufserlöses, Bgm. Auerbach würde den Preis aus dem Schätzgutachten von REMAX aus dem Vorjahr mit 

ca. € 100.000 festlegen, werde man in ein notwendiges außerordentliches Projekt einfließen lassen, damit er 

nicht im Ordentlichen Haushalt verloren geht. Nachdem auch die Gemeinderatsmitglieder an ein 
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Nahversorgungsgeschäft im Geschäftsgebäude nicht mehr glauben, befürworten sie ebenso ein Verkauf des 

Gebäudes an Herrn Walczok. Die Vermietung der Büroräumlichkeiten an die Wiener Städtische würde 

selbstverständlich auch von Herrn Walczok weitergeführt. Für die im Obergeschoß eingerichteten 

Jugendräumlichkeiten wird die Gemeinde nach einem anderen Objekt suchen. Bgm. Auerbach könnte sich dazu 

vorstellen, die Jugendlichen für die gemeindeeigene Sportanlage bzw. das Sportvereinsgebäude Rosenau 65 zu 

gewinnen. Zurzeit werden die Jugendräume nur mehr selten von ein paar wenigen Jugendlichen genutzt. Auch 

die Gruppierungen, die bei der Einrichtung der Jugendräume Bestand waren, gibt es eigentlich nicht mehr. Die 

Jugendintegration bzw. -betreuung müsste ohnehin wieder auf neue Füße gestellt werden. Im Anschluss an 

seine Darstellungen stellt er den Beschlussantrag, das Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97 um einen Preis von 

etwa € 100.000 an Herrn Andrzej Walczok grundsätzlich verkaufen zu wollen, damit er und Herr Walczok 

einen notariellen Kaufvertrag erarbeiten können. Seinem Grundsatzbeschlussantrag stimmen die 

Gemeinderatsmitglieder einstimmig und per Handzeichen zu. 

Vizebgm. Maria Benedetter berichtet noch von der Gesunden Gemeinde. Das Angebot der Fackelwanderung in 

den Semesterferien wurde heute bereits zum zweiten oder dritten Mal v.a. von den Kindern nur mehr schlecht 

angenommen. Die Arbeitskreisleiterin stellt daher Überlegungen an, im kommenden Winter von der 

Fackelwanderung in den Semesterferien abzusehen. Weiters berichtet die Vizebürgermeisterin von der 

Faschingsroas am Faschingssamstag im Gemeindebauhof. Sie informiert die Gemeinderatsmitglieder, dass der 

Erlös anlässlich der Faschingsveranstaltung und ein paar private Spenden dazu der Fam. Baumschlager-Eibl 

wegen der Krankheit der kleinen Sarah, sie liegt schon Wochen lang im AKH Wien und wartet auf ein 

Spenderherz zur Verfügung gestellt wird.  

Für den Erste-Hilfe-Kurs gibt es noch keinen fixen Termin. Bei Interesse kann man sich im Gemeindeamt nach 

wie vor dazu anmelden. Auch für den Vortrag von Dr. Bonelli im Kulturhaus Windischgarsten werben die 

Gesunden Gemeinden der Region. Das Gedächtnistraining wird voraussichtlich jeweils Montags stattfinden. 

Genauere Termine machen sich allerding die Trainingsteilnehmer beim ersten Termin aus.  

Bgm. Auerbach muss auch noch ansprechen, dass die Altstoffsammelinsel in der Mühlreithsiedlung noch im 

März aufgelöst wird, da der Grundbesitzer, Herr Hintermüller in Zukunft Miete für den Containerstandplatz 

verlangen möchte. Leider wurde kein Ersatzstandort gefunden. Die Anrainer werden selbstverständlich dazu 

eigens informiert. Für das Buswartehäuschen konnte Bgm. Auerbach bei Herrn Hintermüller persönlich 

letztendlich erreichen, eine geringe Miete von jährlich € 200 für das Buswartehäuschen zahlen zu müssen.   

 

Da dann keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, beendet der Vorsitzende die Gemeinderatssitzung um 

20.30 Uhr und bedankt sich für die Beschlussfassungen. 

 
Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer     ___________________________ 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 16.03.2017 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der 
beigeheftete Beschluss gefasst wurde. 
 
Rosenau, 03.04.2017   Der Vorsitzende: 
 
 
      ____________________________ 
 
Daniela Auerbach 
GR Fraktionsobfrau SPÖ   ___________________________ 
 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
GR, Fraktionsobmann ÖVP  ___________________________ 


